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Einleitung 

Als Sinnbild der Informationsgesellschaft gibt das Internet zu beträchtlichen 
sozialen, kulturellen und ökonomischen Hoffnungen Anlaß. Zugleich erzeugen 
seine neuartigen Eigenschaften vielfaltige Herausforderungen für das Recht, wie 
eine wahre Flut einschlägiger Publikationen belegt. In charakteristischer Weise 
zeigen sich Chancen und Risiken einer Nutzung des Mediums im Spannungsfeld 
zwischen zivilrechtlichem Persönlichkeitsschutz und Freiheit der Rede als Grund-
lage einer freiheitlich-demokratischen Rechtsordnung. Denn einerseits ist das 
Internet wie kein anderes Medium geeignet, das wachsende Bedürfiiis der Öffent-
lichkeit nach aktuellen und zunehmend detaillierteren Informationen zu befrie-
digen. Es ermöglicht eine bislang ungekannte Vielfalt der Meinungen und fördert 
damit die freie Bildung gesellschaftlicher Überzeugungen („marketplace of 
ideas"1). Andererseits nimmt in einer Zeit, in der primär die spektakuläre, mögli-
cherweise sogar falsche oder Interessen anderer verletzende Information Beach-
tung findet, auch die Gefährdung der Persönlichkeitsgüter spürbar zu. Gleichsam 
als Kehrseite seiner demokratisch erwünschten Liberalität bildet das Internet eine 
einzigartige Plattform für Angriffe auf Ehre und Privatsphäre anderer. Der freie 
Austausch der Meinungen gerät damit leicht zum rücksichtslosen Kampf um die 
Aufmerksamkeit eines Massenpublikums. 

Einige in den letzten Jahren bekannt gewordene Beispiele machen dies an-
schaulich. Mittlerweile berühmt ist der Fall des wegen Verletzung der Privatsphäre 
in Frankreich verbotenen Buchs von Claude Gubler über das langjährige Krebs-
leiden des ehemaligen französischen Staatspräsidenten Mitterrand2. Das Internet 
diente hier zur Umgehung des gerichtlichen Verbreitungsverbots: Der inkrimi-
nierte Text wurde zunächst von einem französischen, dann von weiteren, insbe-
sondere US-amerikanischen Teilnehmern in das Internet eingespeist und „gespie-
gelt", wo er bis heute abrufbar ist - auch für französische Leser3. Hierzulande 
sorgte die US-amerikanische Zentrale der Scientology-Sekte für Aufsehen, als sie 
in ihrer weltweit zugänglichen Internet-Kampagne über „Intoleranz in Deutsch-
land" unbefugt ein Foto und angebliche Äußerungen von Boris und Barbara 
Becker verwendete4. Der dadurch hervorgerufene Eindruck, die Betroffenen hätten 
in gleicher Weise wie Mitglieder von Scientology unter den gesellschaftlichen 

1 Reno V. American Civil Liberties Union, 65 LW 4715,4727 (S. Ct. 26. 6. 1997). 
2 Das Buch erschien Anfang Januar 1996 in Frankreich unter dem Titel „Le grand secret". 

Gubler war über viele Jahre Mitterrands Hausarzt. 
3 Zu weiteren Einzelheiten Gigante, Cardozo Arts & Ent. L. Rev. 14 (1996) 523, 545 f. 
4 Hamburger Abendblatt v. 28./29.6.1997, 24. 
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Umständen in Deutschland gelitten und setzten sich aus diesem Grund persönlich 
für die Ziele der Sekte ein, veranlaßte den deutschen Tennisstar zur Einleitung 
rechtlicher Schritte. Große Probleme bereiten ferner die mit der digitalen Bild-
bearbeitung verbundenen technischen Manipulationsmöglichkeiten. Seit einiger 
Zeit werden über das Internet gefälschte oder manipulierte Bilder von Personen des 
öffentlichen Interesses verbreitet, die diese vermeintlich nackt und zum Teil sogar 
in pornographischem Zusammenhang zeigen5. Mitglieder des schwedischen 
Königshauses zählen zu den prominentesten Opfern6. 

Einer breiten Öffentlichkeit offenbarte sich die publizistische Bedeutung des 
Internet schließlich im Rahmen der Lewinsky-Affare des US-Präsidenten Clinton. 
Der Skandal gelangte überhaupt erst durch den Internet-Klatschreporter Matt 
Drudge an das Tageslicht, der die enthüllende Meldung buchstäblich von seinem 
Wohnzimmer aus in alle Welt verbreitete7. Die einige Monate später vom US-
Kongress gegen den Willen des Präsidenten angeordnete Internet-Veröffentlichung 
des Ermittlungsberichts und des Vernehmungsvideos gilt inzwischen als histori-
sches Ereignis für das Medium8. Millionen von Nutzern aus aller Welt verfolgten 
die zum Teil höchst intimen Schilderungen an ihren Bildschirmen. Viele - auch 
deutsche - Informationsanbieter verbreiteten die Dokumente über eigene Server 
und zogen sich deshalb heftige Kritik von höchster Stelle zu9. 

Die genannten Konfliktfalle bilden nur die Spitze eines Eisbergs, der Verlet-
zungen von Ehre und Privatsphäre geradezu als typische Delikte des Internet 
erscheinen läßt. Unzählige Beiträge in den verschiedenen Diensten des Netzes 
berühren auf unterschiedliche Weise fremde Persönlichkeitsinteressen. Fragt man 
nach der Rechtmäßigkeit eines bestimmten Inhalts und nach möglichen Ansprü-
chen für den Fall der Rechtsverletzung, so ist damit in erster Linie das Internatio-
nale Privatrecht angesprochen. Denn das Internet ist ein genuin internationales 
Medium, während der zivilrechtliche Persönlichkeitsschutz unverändert nach 
nationalem Recht erfolgt. Dem IPR kommt daher auch im Internet die Aufgabe zu, 
den Anwendungsbereich der nationalen Zivilrechtsordnungen zu definieren. 
Hoeren hat das IPR allgemein als „archimedischen Punkt" des Internet-Rechts 
bezeichnet und von einem dadurch veranlaßten Bedeutungszuwachs des Kolli-
sionsrechts gesprochen10. Gleichzeitig hat er seiner Verblüffung darüber Ausdruck 
verliehen, daß die kollisionsrechtlichen Aspekte des Internet im Schrifttum weit-
gehend unbeachtet geblieben sind. Die vorliegende Arbeit möchte einen Beitrag 

5 DER SPIEGEL 38/1997, 86. 
6 Hamburger Abendblatt v. 12. 5. 1998, 24. 
7 Das bekannte US-amerikanische Nachrichtenmagazin Newsweek hatte noch am Vorabend 

wegen mangelnder tatsächlicher Anhaltspunkte auf die Veröffentlichung der Enthüllungs-
geschichte verzichtet. 

8 SZv. 14.9.1998,5. 
9 Zur Kritik des damaligen Bundesjustizministers Schmidt-Jortzig an den deutschen Medien 

SZ v. 23.9.1998, 6. 
10 Hoeren, WRP 1997, 993, 997 f. 
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dazu leisten, diese Lücke zu schließen. Sie widmet sich der Frage, welchem natio-
nalen (Privat-)Recht die Verbreitung persönlichkeitsrechtlich relevanter Inhalte im 
Internet unterliegt. 

Schwierigkeiten ergeben sich dabei zum einen daraus, daß die Anknüpfung von 
Persönlichkeitsverletzungen bereits bei herkömmlichen Massenmedien (Presse und 
Rundfunk) höchst umstritten ist. Es kann also nicht ohne weiteres auf ein festes 
Gerüst anerkannter kollisionsrechtlicher Grundsätze zurückgegriffen werden, das 
lediglich auf seine Tauglichkeit im Internet zu überprüfen wäre. Für Verwirrung 
sorgt in diesem Zusammenhang vor allem die unklare dogmatische Beschaffenheit 
des Schutzguts: Sind Persönlichkeitsrechte an einem bestimmten Ort „belegen"? 
Worin besteht das Wesen ihrer Verletzung? Diese und ähnliche Fragen müssen 
zunächst beantwortet werden, bevor die besonderen Schwierigkeiten bei Internet-
Delikten ins Blickfeld kommen können. 

Zum anderen verschärft sich die kollisionsrechtliche Problematik im Lichte der 
Globalität des Internet. Die Anknüpfungsmomente des klassischen IPR tun sich 
schwer in einem technischen Umfeld, dessen Zweck gerade in der Überwindung 
territorialer Grenzen besteht: Wo kann eine Ehrverletzung lokalisiert werden, die 
über ein global zugängliches Netzwerk verübt wird? Führt die technische Omni-
präsenz der eingespeisten Informationen zur Anwendbarkeit sämtlicher nationaler 
Rechtsordnungen? Oder ist die verweisungsrechtliche Methode bei Persönlich-
keitsverletzungen im Internet gar insgesamt untauglich? 

Bei der Erörterung der skizzierten Probleme steht in dieser Arbeit zunächst die 
Anwendung der geltenden Regeln des deutschen Internationalen Privatrechts im 
Vordergrund. Der Bezug zur lex lata ist unerläßlich bei einem Medium, dessen 
technische Faszination viele Autoren zu einer möglicherweise vorschnellen Auf-
gabe tradierter Regeln und Methoden verleitet hat. Denn zum einen verlangt die 
Praxis primär nach einer Antwort auf die dringliche Frage, welche Handlungs-
bedingungen gegenwärtig maßgeblich sind. Zum anderen hängt die sachliche 
Berechtigung einer Forderung nach alternativen Lösungen entscheidend davon ab, 
ob die Anwendung des geltenden (Kollisions-)Rechts tatsächlich nicht zu befrie-
digenden Ergebnissen führt. 

Die vorstehenden Überlegungen deuten den Gang der Untersuchung an, der zur 
besseren Übersicht kurz dargestellt werden soll. Im Grundlagenteil erfolgt zu-
nächst eine knappe Einfuhrung in die technischen Grundbegriffe des Internet (§1). 
Anschließend wird der sachrechtliche Persönlichkeitsschutz in den Blick genom-
men, um die materiellen Wertungsgrundlagen für die kollisionsrechtliche Betrach-
tung zu ermitteln (§ 2). - Zu Beginn des Hauptteils werden Maßgeblichkeit und 
Reichweite des Deliktsstatuts dargelegt (§ 3). Den Schwerpunkt der Arbeit bildet 
die Anwendung des Tatortprinzips als Grundregel des deutschen Internationalen 
Deliktsrechts. Nach Ermittlung des Handlungsorts im Internet (§ 4) konzentriert 
sich die Untersuchung auf die besonders problematische Bestimmung des Erfolgs-
orts. Zunächst wird die allgemeine dogmatische Frage geklärt, wo das geschützte 
Interesse bei Persönlichkeitsverletzungen zu lokalisieren ist (§ 5). Im Anschluß 
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daran kann der Erfolgsort bei den einzelnen Diensten des Internet festgestellt wer-
den (§§ 6-8). Während bis dahin die Haftung des sachrechtlich primär verant-
wortlichen Inhaltsanbieters im Mittelpunkt steht, schließt sich nun ein eigener 
Abschnitt an, der sich mit der Anknüpfung der Haftung für fremde Inhalte befaßt 
(§ 9). Sodann ist näher auf das Verhältnis zwischen Handlungs- und Erfolgsort 
einzugehen (§ 10). Am Ende des Hauptteils wird das Anknüpfungssystem des 
geltenden IPR einschließlich der jenseits der Tatortregel liegenden Anknüpfungs-
momente im Zusammenhang dargestellt (§ 11). - Der dritte Teil verläßt die Ebene 
des geltenden Kollisionsrechts. Aus der speziellen Perspektive des Persönlichkeits-
schutzes werden zunächst diejenigen Stimmen kritisch gewürdigt, die aufgrund der 
besonderen Eigenschaften des Internet eine Neuorientierung des IPR fordern 
(§ 12). Im Anschluß daran geht es um Lösungsvorschläge, die sich von der ver-
weisungsrechtlichen Methode insgesamt abwenden (§ 13). Abschließend wird auf 
aktuelle Ansätze zu internationaler Harmonisierung und Kooperation eingegangen 
(§ 14). 

Thematisch ausgespart werden Sachbereiche, die zwar in den erweiterten 
Kontext des Persönlichkeitsschutzes gehören, gleichwohl aber ein (kollisions-) 
rechtliches Eigenleben führen. Dies gilt vor allem für das Recht der grenzüber-
schreitenden Datenverarbeitung, das aufgrund seiner öffentlich-rechtlichen Bezüge 
üblicherweise gesondert diskutiert wird. Dementsprechend finden auch die großen 
datenschutzrechtlichen Herausforderungen der Informationsgesellschaft in beson-
deren wissenschaftlichen Untersuchungen sowie im Rahmen spezieller internatio-
naler Arbeitsgruppen Beachtung. Ebenfalls nicht berücksichtigt werden Verlet-
zungen des Urheberpersönlichkeitsrechts. Ihre Anknüpfung wirft aufgrund des 
Werkbezugs des Urheberpersönlichkeitsrechts in erster Linie Fragen des Urheber-
rechtsstatuts auf, die hier nicht näher erörtert werden können. 

Auf Aspekte des Internationalen Zivilverfahrensrechts wird schließlich nur 
insoweit eingegangen, als dies für die kollisionsrechtliche Fragestellung von 
Bedeutimg ist. Die Autonomie der zuständigkeitsrechtlichen Interessen und Wer-
tungen1 1 macht eine gesonderte Untersuchung erforderlich. 

11 Vgl. statt vieler Kropholler IPR § 58 II 2. 



Erster Teil: Grundlagen 

§ 1: Das Internet als neuartiges Medium 

I. Technische Grundbegriffe 

Ein knapper technischer Überblick soll zunächst die begrifflichen Grundlagen für 
rechtliche Erörterungen schaffen. Einzelne technische Aspekte werden im weiteren 
Verlauf der Arbeit noch zu vertiefen sein, soweit sie für die kollisionsrechtliche 
Fragestellung von Bedeutung sind. 

1. Entstehung und Funktionsweise des Internet 

Die Ursprünge des Internet liegen in einem militärischen Forschungsprojekt der 
sechziger Jahre1. Auf dem Höhepunkt des Kalten Krieges erhielten amerikanische 
Wissenschaftler von der US-Regierung den Auftrag, ein störungsunempfindliches 
Nachrichtensystem für den Fall eines atomaren Angriffs aufzubauen. Zu diesem 
Zweck wurde eine neuartige Form der Datenübertragung entwickelt, die anders als 
die herkömmliche leitungsgebundene Datenübertragung nicht mehr auf einer 
(militärisch verwundbaren) physikalischen Verbindung zwischen Sender und Emp-
fänger beruhte. Es handelte sich um die „paketorientierte Datenübertragung", bei 
der die zu versendenden Daten als getrennte Pakete über ein dezentral organisiertes 
Computernetzwerk übermittelt werden. Dabei richten sich die Wegstrecken der 
einzelnen Datenpakete nach Verfügbarkeit und Belastung der jeweiligen Netz-
werkabschnitte; fällt eine mögliche Verbindung zerstörungs- oder überlastungs-
bedingt aus, so nimmt das jeweilige Datenpaket automatisch einen anderen Weg. 
Als erstes auf paketorientierter Datenübertragung beruhendes Netzwerk wurde 
1969 das ARPANET in Betrieb genommen. 

Dezentrale Struktur und paketorientierte Datenübertragung prägen auch die 
heutige Gestalt des Internet. Seine Geburtsstunde schlug, als das ursprünglich 
militärisch ausgerichtete ARPANET durch speziell für diesen Zweck entworfene 
Computersysteme („Gateways") mit drei anderen Netzwerken zu einem ersten 
„Netz der Netze" verbunden wurde. Entscheidende Bedeutung kam dabei der 

1 Zu Einzelheiten der Entstehungsgeschichte des Internet Kyas 35 ff. 
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Entwicklung des einheitlichen Kommunikationsprotokolls TCP/IP2 zu, das die 
Kommunikation zwischen Rechnern unterschiedlicher Netze erst möglich machte. 
Noch heute ist das TCP/IP das entscheidende Bindeglied zwischen den ansonsten 
selbständigen Teilnetzen. Eine zentrale Verwaltung oder einen (Gesamt-)Eigen-
tümer kennt das Internet anlagebedingt nicht. Durch diese oft als „anarchisch" 
bezeichnete Struktur3 unterscheidet es sich von den proprietären Netzen der kom-
merziellen Online-Dienste wie CompuServe oder AOL, die von zentralen Rech-
nern gesteuert werden und nur für registrierte Kunden zugänglich sind4. Nach einer 
Definition des Internet Activities Board (IAB) läßt sich das Internet damit um-
schreiben als „lockerer internationaler Zusammenschluß miteinander verbundener 
Netzwerke, der direkten Kontakt von Rechner zu Rechner durch freiwilliges Befol-
gen offener Protokollstandards und -prozeduren ermöglicht."5 

Das gegenwärtige Wachstum des Internet verläuft mit geradezu atemberau-
bender Geschwindigkeit. Ständig werden neue Rechner an die bereits bestehenden 
Teilnetze angeschlossen und neue Netzwerke in Betrieb genommen. Seit 1988 
verdoppelt sich die Zahl der Internet-Teilnehmer jährlich, ohne daß ein Ende dieser 
Entwicklung abzusehen wäre. Zuverlässige Schätzungen haben ergeben, daß im 
Dezember 1998 weltweit etwa 151 Millionen Menschen Zugang zum Internet 
hatten6. Die meisten Teilnehmer stammen weiterhin aus Nordamerika (87 Millio-
nen), Europa (32,4 Millionen) und Ostasien (25,6 Millionen), doch sind selbst in 
Afrika, wo inzwischen knapp eine Million Menschen über einen Netzzugang 
verfugen, erstaunliche Steigerungsraten zu verzeichnen. Insgesamt gilt das Internet 
als das am schnellsten wachsende Medium aller Zeiten. 

2. Internet-Dienste 

Das Internet bietet eine Vielzahl von Nutzungsmöglichkeiten, die herkömmlicher-
weise Internet-Dienste genannt werden7. Aus persönlichkeitsrechtlicher Sicht sind 

2 Transmission Control Protocol/Internet Protocol. Damit ist insbesondere eine einheitliche 
Adressenstruktur der angeschlossenen Comutersysteme verbunden: Jeder Rechner wird über eine 
binäre Zahlenkette identifiziert (IP-Adresse), die in Dezimalschreibweise etwa 194.94.211.72 
lauten kann. Zur leichteren Handhabung wird jeder IP-Adresse auch eine Buchstabenkennung 
zugeordnet, die sog. Domain (z. B. www.mpipriv-hh.mpg.de). 

3 Vgl. Schwarz, FS Engelschall, 183, 189. 
4 Online-Dienste stellen ihren Kunden freilich regelmäßig auch einen Internet-Zugang zur 

Verfügung. Näher zu ihnen Hage/Hitzfeld in: Loewenheim/Koch 2 ff. 
5 C't Magazin für Computertechnik 1993/2, 2. Siehe ferner die Definition des Federal Net-

working Council (FNC) unter http://www.fnc.gov/Internet_res.html. 
6 Die hier verwendeten Zahlen stammen von Nua Internet Surveys (http://www.nua.net/ 

surveys). Ähnliche Statistiken und Prognosen erstellt Matrix Information and Directory Services 
(MIDS) (http://www.mids.org). 

7 Vgl. z. B. Kuner Internet 47 ff. 
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nicht alle Dienste gleichermaßen von Interesse, so daß sich der nachfolgende Über-
blick auf eine problembezogene Auswahl beschränken kann. 

Das Internet erlaubt zunächst die Versendung privater Nachrichten im Wege der 
elektronischen Post (E-Mail). Auf diese Weise können reine Textdokumente, aber 
auch Bild-, Ton- oder Videodateien gezielt an andere Netzteilnehmer übermittelt 
werden. Die eingehenden Mails verbleiben bis zur Kenntnisnahme durch den Emp-
fänger in einer Art elektronischem Postfach („Mailbox"). E-Mail entspricht damit 
funktionell weitgehend der herkömmlichen Briefpost. 

Auf dem System der E-Mail basieren auch die Mailing-Lists bzw. Listserv-
Gruppen8. Sie dienen jedoch nicht der Versendung privater Nachrichten, sondern 
ermöglichen nach Art eines regelmäßigen Rundbriefes den ständigen Informations-
austausch innerhalb einer bestimmten Interessengruppe. Mailing-Lists werden 
jeweils von einem zentralen Rechner (Listserver) verwaltet. Wer sich bei diesem 
Listserver angemeldet hat, kann eigene Nachrichten zur Weiterverbreitung einsen-
den und erhält seinerseits jeden von einem anderen Abonnenten zur Verfugung 
gestellten Beitrag automatisch als E-Mail zugesandt9. Der Listserver bildet dabei 
eine Art Versandstelle. 

Ein öffentliches Diskussionsforam wollen auch die zahlreichen Newsgroups 
bieten10. Anders als die Mailing-Lists beruhen sie jedoch auf dem Prinzip des 
„Schwarzen Bretts" und werden daher als elektronische Pinnwand bezeichnet11. Es 
besteht keine feste Zahl von Abonnenten; vielmehr kann jeder Interessent zum 
Thema der Newsgroup Einsendungen abgeben, die dann wie an einer Pinnwand 
öffentlich zugänglich sind, also von allen Internet-Nutzern abgerufen und gelesen 
werden können12. Der Teilnehmerkreis einer Newsgroup ist damit noch offener als 
der einer Mailing-List. Dies hat sicherlich zur Popularität des Dienstes beigetragen: 
Nach Schätzungen gingen bereits 1997 täglich etwa 100.000 neue Nachrichten 
ein13. 

Beim Internet Relay Chat (IRC) findet über die Tastatur des Computers ein 
gesprächsartiger Meinungsaustausch in Echtzeit statt. Bei der Anmeldung am IRC-
Server wird dem Teilnehmer des Chats ein Kurzname zugewiesen, der im folgen-
den jeder seiner Äußerungen vorangestellt wird. Dadurch können die am Bild-
schirm fortlaufend ablesbaren Beiträge ihrem jeweiligen Urheber zugeordnet 
werden. Wie bei den Mailing-Lists und den Newsgroups gibt es feste Chat-

8 Ein umfangreiches Verzeichnis von Mailing-Lists findet sich im Internet unter http://www. 
liszt.com. Das Verzeichnis enthielt Ende Januar 1999 über 90.000 Einträge. 

9 Bei den sog. moderierten Mailing-Lists findet vor der Verbreitung eine inhaltliche Kontrolle 
der eingesandten Meldungen statt. Die Mehrzahl der Mailing-Lists ist jedoch unmoderiert. 

10 Unter http://www.liszt.com/news findet sich ein Verzeichnis von mehr als 30.000 News-
groups. 

11 Sieber, JZ 1996, 429, 431. 
12 Auch bei den Newsgroups ist zwischen moderierten und unmoderierten Gruppen zu unter-

scheiden. Die bei weitem überwiegende Zahl ist allerdings unmoderiert. 
13 Reno v. ACLU, 65 LW 4715, 4717 (S. Ct. 26. 6. 1997). 
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Gruppen zu unterschiedlichen - häufig nicht allzu ernsthaften - Themen. Auch bei 
den Chats ist der Teilnehmerkreis in der Regel offen14. 

Der vor allem für die kommerzielle Nutzung bei weitem bedeutendste Internet-
Dienst ist das World Wide Web (WWW)15. Es setzt sich aus einer Vielzahl von 
Inhaltsangeboten (Web Sites) eines einheitlichen Formats zusammen16, die auf 
unterschiedlichen Rechnern (Web Servern17) abgelegt sind und über eine eigene 
Adresse direkt abgerufen werden können18. Charakteristisch für das WWW sind 
die an Fußnoten erinnernden Verweise auf der Benutzeroberfläche (Hyperlinks)19, 
die bei Betätigung der Maustaste den sofortigen Wechsel zu dem bezeichneten 
Dokument herbeiführen, mag dieses auch auf einem Rechner am anderen Ende der 
Welt gespeichert sein. Auf diese Weise gelangt der Benutzer problemlos von 
einem Dokument zum anderen, bis er die gewünschte Information findet, sei es ein 
reiner Textbeitrag oder eine Bild-, Ton- oder Video-Datei. Ein weiterer Grund für 
den Siegeszug des WWW liegt darin, daß es über sein leicht zu bedienendes Steu-
erungsprogramm (den WWW-Browser) sämtliche anderen Internet-Dienste zu 
einem allumfassenden Anwendungssystem vereint. So können aus dem WWW 
beispielsweise E-Mails verschickt oder Newsgroups aufgerufen werden. Aus recht-
licher Sicht ist es dennoch erforderlich, die in ihrer Funktionsweise und Kommuni-
kationsstruktur unterschiedlichen Dienste sorgfaltig zu trennen. 

3. Funktionsträger im Internet 

Für die am Kommunikationsprozeß im Internet beteiligten Personen und Einrich-
tungen haben sich ebenfalls bestimmte Bezeichnungen eingebürgert, die für den 
weiteren Gang der Untersuchung benötigt werden. Es handelt sich um Funktions-
bezeichnungen, d. h. um Begriffe, welche die Beteiligten nicht pauschal umschrei-
ben, sondern konkret auf die jeweils ausgeübte kommunikative Funktion abstellen. 
Diese Differenzierung wird durch die Interaktivität des Internet erforderlich, die 
einen ständigen Rollenwechsel der Beteiligten erlaubt. Anders als etwa beim her-

14 Chats mit nur zwei Partnern werden als Talk bezeichnet. 
15 viWW ist also nicht - wie noch vielfach angenommen wird - ein Synonym für das Internet. 
16 Es handelt sich um das Format bzw. die Darstellungssprache HTML (Hypertext Markup 

Language). Eine Web Site besteht regelmäßig aus mehreren Bildschirmseiten (Web-Seiten). Die 
Haupt- oder Startseite einer Web Site nennt man Homepage. 

17 Ein Web-Server oder WWW-Server ist ein an das Internet angeschlossener Rechner, der auf 
Abruf Daten im HTML-Format (vorige Note) überträgt. 

18 Diese Adresse wird als URL (Uniform Resource Locator) bezeichnet. Beispielsweise lautet 
die URL des Max-Planck-Instituts für ausländisches und internationales Privatrecht: http://www. 
mpipriv-hh.mpg.de. 

19 Hyperlinks weisen den Browser des navigierenden Internet-Nutzers an, eine bestimmte URL 
(siehe vorige Note) aufzusuchen. 
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kömmlichen Fernsehen ist kein Teilnehmer auf ein rein passives Konsumverhalten 
beschränkt, sondern kann mühelos selbst zum Inhaltsanbieter werden20. 

Für die Zwecke dieser Arbeit sind im wesentlichen drei Kategorien von Funk-
tionsträgern bedeutsam. Die Content Provider als erste Kategorie sind die eigent-
lichen Inhaltsanbieter im Internet, also die Autoren der jeweiligen Information21. 
Personell kann es sich bei ihnen z. B. um den Ersteller einer Datenbank, den Ver-
leger einer Zeitung, ein Industrieunternehmen oder schlicht um eine Privatperson 
handeln, sofern sie etwa im Rahmen einer Newsgroup oder auf ihrer Homepage im 
WWW selbständig Inhalte zur Verfügung stellt. Sachrechtlich trifft den Content 
Provider die primäre Verantwortlichkeit für die von ihm eingespeisten Inhalte (vgl. 
§ 5 I TDG). Die Anknüpfung seiner Haftung wird daher auch im Rahmen dieser 
Untersuchung im Vordergrund stehen. 

Von den Content Providern zu unterscheiden sind die Service Provider22. Ihre 
Aufgabe besteht in der Übernahme einer Vielzahl organisatorischer und tech-
nischer Dienstleistungen zur Ermöglichung und Erleichterung der Kommunikation 
im Internet. Die Vielgestaltigkeit dieser Dienstleistungen macht eine weitere 
begriffliche Differenzierung erforderlich: Soweit es um die bloße Vermittlung des 
Zugangs zum Internet geht23, d.h. um die Bereitstellung der technischen Infra-
struktur zur „Auffahrt" auf die Datenautobahn, spricht man von einem Access 
Provider. Access Provider können neben Universitäten und sonstigen Forschungs-
einrichtungen vor allem die bereits erwähnten kommerziellen Online-Dienste wie 
CompuServe, America Online (AOL) oder T-Online sein. Über solche Online-
Dienste erhält die große Mehrzahl der privaten Teilnehmer, aber auch viele kleine 
und mittelständische Unternehmen Zugang zum Internet. Dagegen versteht man 
unter einem Host Provider einen Anbieter, der nicht lediglich den Zugang zur 
Nutzimg fremder Inhalte vermittelt, sondern fremde Inhalte auf eigenen Rechnern 
speichert und zugänglich macht. Der Vorgang des „Hosting" ist in der Praxis von 
erheblicher Bedeutung, weil der Betrieb eines eigenen Servers für Privatpersonen 
und kleine bis mittlere Unternehmen regelmäßig zu aufwendig und zu kostspielig 
ist24. 

Die dritte und letzte Kategorie bilden die Nutzer. Nutzer im Sinne dieser funk-
tionellen Definition ist jeder, der nicht selbst Inhalte zur Verfugung stellt, sondern 

20 Vgl. Bullinger/Mestmäcker 20 f.; Simitis, FS Kübler, 285, 287 f.; Branscomb, Yale L. J. 104 
(1995) 1639, 1669. 

21 Siehe auch die Definition des „information content provider" im US-amerikanischen 
Communications Decency Act von 1996,47 U.S.C. sec. 230 (e) (3). 

22 Das Teledienstegesetz (TDG) faßt die Funktionen von Content Providern und Service 
Providern unter dem Begriff „Diensteanbieter" zusammen (siehe § 3 Nr. 1 TDG). Diese Begriffs-
bestimmung bringt jedoch nur eine vordergründige Vereinfachung, weil das Gesetz bei der 
Regelung der einzelnen Sachfragen letztlich doch wieder zwischen eigenen und fremden Inhalten 
unterscheiden muß (vgl. etwa die abgestufte Verantwortlichkeit in § 5 TDG bzw. § 5 MDStV). 

23 Zu den technischen Einzelheiten der Zugangsvermittlung ausfuhrlich Kyas 351 ff. 
24 Um für Anfragen erreichbar zu sein, muß ein Server über eine teure Festverbindimg dauer-

haft an das Internet angeschlossen sein. 
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vorhandene Informationen mehr oder weniger zielgerichtet abruft bzw. an ihn 
gerichtete Sendungen empfangt25. Wie bereits angedeutet wurde, kann der Nutzer 
jederzeit zum Content Provider werden, etwa wenn er sich dazu entschließt, im 
Rahmen einer von ihm verfolgten Newsgroup einen eigenen Beitrag abzugeben. 
Aber auch abgesehen von dieser Möglichkeit des ständigen Rollenwechsels ist das 
Kommunikationsverhalten des Nutzers nicht rein passiv; vielmehr steht ihm gerade 
ihm WWW über das Hypertext-System eine nahezu unbegrenzte Vielzahl von 
Optionsmöglichkeiten zur Verfügung, so daß die Informationsauswahl in bisher 
ungekanntem Maße individuell ist. 

II. Herausforderungen an das (Kollisions-)Recht 

1. Das „globale Dorf' 

Die besonderen Eigenschaften des Internet stellen den internationalen Persönlich-
keitsschutz vor neuartige Herausforderungen. Zum einen erreicht das Internet -
anders als herkömmliche Massenmedien26 wie Presse oder Rundfunk - die „Sphäre 
der Globalität"27. In der internationalen Diskussion findet sich als Umschreibung 
dieser Tatsache vielfach der Begriff des global village2S. Damit ist zunächst die 
räumliche Reichweite der im Internet verbreiteten Informationen gemeint, die in 
der Tat alle bisherigen Maßstäbe sprengt. Während selbst satellitengesteuerte Fern-
sehprogramme geographische Grenzen ihres Ausstrahlungsgebiets kennen, ist eine 
Web Site grundsätzlich von jedem abrufbar, der Zugang zum Internet hat. Ange-
sichts der rasanten Zunahme von Internet-Anschlüssen findet sich schon jetzt kaum 
mehr ein weißer Fleck auf der Landkarte des Netzes, zumal auch tragbare 
Computer über Mobilfunk mit dem Internet verbunden werden können. Diese auf 
den ersten Blick rein quantitative Veränderung der räumlichen Reichweite wird zu 
einer qualitativen, wenn man sich vergegenwärtigt, welch unterschiedliche 
(Rechts-)Kulturen nunmehr miteinander in Kontakt (oder Konflikt) treten29: 
Konnte man bei den herkömmlichen Massenmedien noch von einem relativ homo-
genen kulturellen und juristischen Standard im Verbreitungsgebiet ausgehen, so 
verbietet sich eine derartige Annahme bei einem Medium, das mit gleicher Selbst-
verständlichkeit auf allen Kontinenten der Erde zugänglich ist. 

2 5 Vgl. auch die Definition des Nutzers in § 3 Nr. 2 TDG: „[...] natürliche oder juristische 
Personen oder Personenvereinigungen, die Teledienste nachfragen." 

2 6 Unter dem Begriff „Massenmedien" werden hier in Übereinstimmung mit einer Definition 
von Luhmann alle Einrichtungen der Gesellschaft verstanden, die sich zur Verbreitung von 
Kommunikation technischer Mittel der Vervielfältigung bedienen, Luhmann Massenmedien 6. 

27 Röhl/Magen, ZfRS 17 (1996) 1, 8. 
2 8 Der Begriff wurde in den sechziger Jahren von Marshall McLuhan (University of Toronto) 

geprägt. In Frankreich spricht man von einem „village planétaire", vgl. Gautier, D. 1996, chron., 
131. 

2 9 Vgl. Dessemontet, SJZ 92 (1996) 285, 289. 
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